
 

 

Textgegenüberstellung 
Energie-Regulierungsbehördengesetz  -  E-RBG Energie-Control-Gesetz – E-ControlG 

Verfassungsbestimmung Verfassungsbestimmung 
§ 1. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung sowie die 

Vollziehung von Vorschriften, wie sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, 
sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das B-VG etwas 
anderes bestimmt. Die in diesem Bundesgesetz geregelten Angelegenheiten 
können unmittelbar von den in diesen Vorschriften vorgesehenen Einrichtungen 
besorgt werden.

§ 1. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung sowie die 
Vollziehung von Vorschriften, wie sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, 
sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das B-VG etwas 
anderes bestimmt. Die in diesem Bundesgesetz geregelten Angelegenheiten 
können unmittelbar von den in diesen Vorschriften vorgesehenen Einrichtungen 
besorgt werden. 

(…)   

Organe  

§ 5. (1) ….  

(4) Die im ÖSG, Energielenkungsgesetz, KWK-Gesetz, § 69 ElWOG, 
BGBl. I Nr. 143/1998, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2008, 
§ 92 ElWOG 2010 und § 59 GWG der E-Control übertragenen Aufgaben werden 
von der E-Control unter der Leitung und nach den Weisungen des 
Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend besorgt. 

(4) Die im ÖSG, Energielenkungsgesetz, KWK-Gesetz, § 69 ElWOG, 
BGBl. I Nr. 143/1998, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2008, 
§ 92 ElWOG 2010 und § 147 GWG 2011 der E-Control übertragenen Aufgaben 
werden von der E-Control unter der Leitung und nach den Weisungen des 
Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend besorgt. 

(…) 
Rechtsschutz 

§ 9. (1) Entscheidungen des Vorstands der E-Control, soweit es sich nicht 
um Bescheide gemäß Abs. 2, Angelegenheiten des § 5 Abs. 4 und 
Verwaltungsstrafsachen handelt, unterliegen nicht der Aufhebung oder 
Abänderung im Verwaltungsweg. 

§ 9. (1) Entscheidungen des Vorstands der E-Control, soweit es sich nicht 
um Bescheide gemäß Abs. 2 und Angelegenheiten des § 5 Abs. 4 handelt, 
unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg.  

(2) Über Beschwerden gegen Entscheidungen des Vorstands der E-Control 
in Angelegenheiten der Feststellung der Kostenbasis gemäß § 48 Abs. 1 
ElWOG 2010 entscheidet die Regulierungskommission der E-Control. Der 
Vorstand hat der Regulierungskommission Sachverständige zur Verfügung zu 
stellen, die an den Entscheidungen des Vorstandes gemäß § 48 Abs. 1 
ElWOG 2010 weder direkt noch indirekt mitwirken. In Ausübung ihrer Tätigkeit 
für die Regulierungskommission unterliegen die Sachverständigen keinen 
Weisungen des Vorstandes und agieren unabhängig. Das Allgemeine 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, ist sinngemäß 

(2) Über Beschwerden gegen Entscheidungen des Vorstands der E-Control 
in Angelegenheiten der Feststellung der Kostenbasis gemäß § 48 Abs. 1 ElWOG 
2010 und § 69 Abs. 1 GWG 2011 sowie Entscheidungen über die Methode gemäß 
§ 69 Abs. 2 GWG 2011 entscheidet die Regulierungskommission der E-Control. 
Der Vorstand hat der Regulierungskommission Sachverständige zur Verfügung 
zu stellen, die an den Entscheidungen des Vorstandes gemäß § 48 Abs. 1 ElWOG 
2010 und § 69 Abs. 1 GWG 2011 sowie § 69 Abs. 2 GWG 2011 weder direkt 
noch indirekt mitwirken. In Ausübung ihrer Tätigkeit für die 
Regulierungskommission unterliegen die Sachverständigen keinen Weisungen 
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anzuwenden; die Bestimmungen des § 7 AVG gelten auch für diese 
Sachverständigen, insbesondere § 7 Abs. 1 Z 4 AVG. 

des Vorstandes und agieren unabhängig. Das Allgemeine 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, ist sinngemäß 
anzuwenden; die Bestimmungen des § 7 AVG gelten auch für diese 
Sachverständigen, insbesondere § 7 Abs. 1 Z 4 AVG.

(…)  
Aufgaben der Regulierungskommission  

§ 12. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Regulierungskommission der E-
Control ist zur bescheidmäßigen Erledigung folgender Aufgaben zuständig: 
 1. die Feststellung, ob die Errichtung, Erweiterung oder Änderung einer 

Erdgasleitungsanlage mit dem Ziel des § 3 GWG unvereinbar ist oder der 
Netzbetreiber daran gehindert wird, die ihm auferlegten Verpflichtungen 
gemäß § 4 zu erfüllen (§ 47 Abs. 3 GWG); 

 2. die Untersagung der Anwendung von Bedingungen für den Elektrizitäts- 
und Erdgasbereich, die auf Endverbraucher Anwendung finden und die 
gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verstoßen, 
insbesondere aufgrund einer Anzeige gemäß § 80 ElWOG 2010 und § 40 
GWG;

§ 12. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Regulierungskommission der E-
Control ist zur bescheidmäßigen Erledigung folgender Aufgaben zuständig: 
 

 3. die Entscheidungen über Netzzugangsverweigerung im Verfahren gemäß 
§ 21 Abs. 2 ElWOG 2010; 

 1. die Entscheidungen über Netzzugangsverweigerung im Verfahren gemäß 
§ 21 Abs. 2 ElWOG 2010 iVm § 22 Abs. 1 ElWOG 2010 sowie § 33 
Abs. 4 GWG 2011 iVm § 132 Abs. 1 Z 1 GWG 2011; 

 4. die Schlichtung von Streitigkeiten gemäß § 22 ElWOG 2010;  2. die Schlichtung von sonstigen Streitigkeiten gemäß § 22 Abs. 2 
ElWOG 2010 sowie § 132 Abs. 2 GWG 2011;

 5. die Schlichtung von Streitigkeiten in Angelegenheiten des § 30 Abs. 3 
Z 2 ElWOG 2010; 

 3. die Schlichtung von Streitigkeiten in Angelegenheiten des § 30 Abs. 3 
Z 2 ElWOG 2010 sowie gemäß § 114 Abs. 3 Z 2 GWG 2011;

 6. die Erteilung von Genehmigungen zur Ausübung der Tätigkeit eines 
Fernleitungsnetzbetreibers und eines Verteilernetzbetreibers (§ 13 GWG) 
und Entziehung gemäß § 38a GWG; 

 4. die Untersagung der Anwendung von Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für die Belieferung mit elektrischer Energie und Erdgas gemäß § 80 
ElWOG 2010 und § 125 GWG 2011, die gegen ein gesetzliches Verbot 
oder gegen die guten Sitten verstoßen;

 7. die Feststellungen gemäß § 39a Abs. 3 GWG;  5. die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen Versorgern gemäß § 40 
Abs. 3 GWG 2011 iVm § 132 Abs. 1 Z 3;

 8. die Erlassung von Bescheiden gemäß § 31h Abs. 2 und 4 GWG; 
 9. die Maßnahmen zur Sicherung der Erdgasversorgung (§ 38e GWG); 
 10. die Genehmigung der Allgemeinen Bedingungen des Regelzonenführers 

(§ 12h GWG) und der Verteilerunternehmen (§ 26 GWG), der 
Allgemeinen Bedingungen für grenzüberschreitende Transporte der 

 6. die Entscheidungen über Speicherzugangsverweigerung im Verfahren 
gemäß § 97 Abs. 4 iVm § 132 Abs. 1 Z 2 GWG 2011; 

 7. die Bestimmung von Speichernutzungsentgelten gemäß § 99 Abs. 2. 
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Fernleitungsnetzbetreiber bzw. Inhaber von Transportrechten (§ 31g 
GWG); 

 11. die Entscheidungen über Netzzugangsverweigerung im Verfahren gemäß 
§ 19 Abs. 4 GWG; 

 12. die Schlichtung von Streitigkeiten gemäß § 21 GWG; 
 13. die Schlichtung von Streitigkeiten in Angelegenheiten des § 39 Abs. 4 

GWG; 
 14. die Feststellung, ob hinsichtlich eines Staates die Voraussetzungen für 

die Anwendung des Netzverweigerungstatbestands gemäß § 19 Abs. 1 
Z 4 GWG vorliegen; 

 15. die Entscheidung über die Ausnahme von der Verpflichtung zur 
Gewährung des Netzzuganges gemäß § 20 Abs. 4 GWG.

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Regulierungskommission der E-Control 
ist in folgenden Angelegenheiten zur Erlassung von Verordnungen zuständig: 
 1. die Bestimmung von Systemnutzungsentgelten mit Verordnung gemäß 

§ 51 ElWOG 2010, § 23c GWG; 
 2. die Erlassung von Verordnungen gemäß § 12f GWG; 
 3. die Erlassung von Verordnungen gemäß § 39a Abs. 2 GWG; 
 4. die Erlassung von Verordnungen gemäß § 20 Abs. 6 GWG; 
 5. die Festlegung von Festpreisen gemäß § 23e GWG mit Verordnung; 
 6. die Erlassung von Verordnungen gemäß § 31h Abs. 5 GWG; 
 7. die Erlassung von Verordnungen zur Änderung der im GWG enthaltenen 

Anlagen. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Regulierungskommission der E-Control 
ist in folgenden Angelegenheiten zur Erlassung von Verordnungen zuständig: 
 1. die Bestimmung von Systemnutzungsentgelten mit Verordnung gemäß 

§ 49 ElWOG 2010 sowie § 24 Abs. 2 und § 70 GWG 2011; 
 2. die Erlassung von Verordnungen gemäß § 59 Abs. 6 Z 6 ElWOG 2010 

und § 79 Abs. 6 Z 4 GWG 2011; 
 3. die Erlassung von Verordnungen zur Anordnung statistischer 

Erhebungen gemäß § 148 GWG 2011; 
 

(3) Die Regulierungskommission hat in den Fällen des Abs. 1 Z 3 bis 5 und 
Z 11 bis 15 den Bescheid innerhalb von zwei Monaten ab Antragstellung zu 
erlassen. Diese Frist verlängert sich um zwei Monate, wenn die Behörde 
zusätzliche Informationen anfordert. Mit Zustimmung aller am Verfahren 
beteiligten Parteien ist eine weitere Fristverlängerung zulässig. Auf Leistung, 
Unterlassung oder Untersagung gerichtete Bescheide sind ein Exekutionstitel im 
Sinn des § 1 der Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896.

(3) Die Regulierungskommission hat in den Fällen des Abs. 1 Z 2, 3 und 4 
den Bescheid innerhalb von zwei Monaten ab Antragstellung zu erlassen. Diese 
Frist verlängert sich um zwei Monate, wenn die Behörde zusätzliche 
Informationen anfordert. Mit Zustimmung aller am Verfahren beteiligten Parteien 
ist eine weitere Fristverlängerung zulässig.  
 

(4) (Verfassungsbestimmung) Die Partei, die sich mit Entscheidungen 
gemäß Abs. 1 Z 4, 5 und 12 nicht zufrieden gibt, kann die Sache innerhalb von 
vier Wochen nach Zustellung des Bescheides bei dem zuständigen Gericht 
anhängig machen. Mit der rechtskräftigen Entscheidung des Gerichts tritt die 
Entscheidung der Regulierungskommission außer Kraft. Die Entscheidung über 

(4) (Verfassungsbestimmung) Die Partei, die sich mit Entscheidungen 
gemäß Abs. 1 Z 2 und 3 nicht zufrieden gibt, kann die Sache innerhalb von vier 
Wochen nach Zustellung des Bescheides bei dem zuständigen Gericht anhängig 
machen. Mit der rechtskräftigen Entscheidung des Gerichts tritt die Entscheidung 
der Regulierungskommission außer Kraft. Die Entscheidung über einen Antrag 
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einen Antrag auf Bewilligung der Wiedereinsetzung gegen den Ablauf der 
Anrufungsfrist obliegt dem Gericht; der Wiedereinsetzungsantrag ist unmittelbar 
bei Gericht einzubringen. 

auf Bewilligung der Wiedereinsetzung gegen den Ablauf der Anrufungsfrist 
obliegt dem Gericht; der Wiedereinsetzungsantrag ist unmittelbar bei Gericht 
einzubringen. 

(…) 
Regulierungsbeirat  

§ 19. (1) …  

(2) …. 
 1. … 

 

 2. die Begutachtung von sonstigen Verordnungen, die von der 
Regulierungsbehörde aufgrund dieses Bundesgesetzes, des GWG und des 
ElWOG 2010 erlassen werden. 

 2. die Begutachtung von sonstigen Verordnungen, die von der 
Regulierungsbehörde aufgrund dieses Bundesgesetzes, des GWG 2011 
und des ElWOG 2010 erlassen werden.

(…)  

Energiebeirat  

§ 20. (1) ….  

(2) …  
 2. die Begutachtung von Verordnungen, die vom Bundesminister für 

Wirtschaft, Familie und Jugend auf Grund dieses Bundesgesetzes, des 
ElWOG 2010, des ÖSG, des KWK-Gesetzes und des GWG erlassen 
werden. 

 2. die Begutachtung von Verordnungen, die vom Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend auf Grund dieses Bundesgesetzes, des 
ElWOG 2010, des ÖSG, des KWK-Gesetzes und des GWG 2011 
erlassen werden.

(…)  

Aufgaben der Regulierungsbehörde  

§ 21. (1) …  
 1. … 
 2. …

 

 3. Bundesgesetz, mit dem Neuregelungen auf dem Gebiet der 
Erdgaswirtschaft erlassen werden (Gaswirtschaftsgesetz – GWG), 
BGBl. I Nr. 121/2000; 

 3. Bundesgesetz, mit dem Neuregelungen auf dem Gebiet der 
Erdgaswirtschaft erlassen werden (Gaswirtschaftsgesetz 2011 – GWG 
2011), BGBl. I Nr. XXX/2011;

 (…) . 
(5) In Verfahren zur Gewährung von Ausnahmen für neue Infrastrukturen 

(§ 20a GWG oder Art. 17 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009), sofern die 
Agentur nicht zuständig ist, sowie in Verfahren gemäß § 34 bis § 35 
ElWOG 2010 hat die E-Control der Europäischen Kommission einen begründeten 

(5) In Verfahren zur Gewährung von Ausnahmen für neue Infrastrukturen 
(§ 42 GWG 2011 oder Art. 17 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009), sofern die 
Agentur nicht zuständig ist, sowie in Verfahren gemäß § 34 bis § 35 
ElWOG 2010 oder § 119 bis § 120 GWG 2011 hat die E-Control der 
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Entscheidungsentwurf mit allen bedeutsamen Informationen zu übermitteln. Europäischen Kommission einen begründeten Entscheidungsentwurf mit allen 
bedeutsamen Informationen zu übermitteln.

(…)  

Überwachungs- und Aufsichtsfunktion  

§ 24. (…)  
 1. Überwachung der Einhaltung aller den Marktteilnehmern durch das 

ElWOG 2010, GWG, das Bundesgesetz, mit dem die 
Ausübungsvoraussetzungen, die Aufgaben und die Befugnisse der 
Verrechnungsstellen für Transaktionen und Preisbildung für die 
Ausgleichsenergie geregelt werden, BGBl. I Nr. 121/2000, und den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen sowie durch unmittelbar 
anwendbares EU-Recht übertragenen Pflichten; 

 1. Überwachung der Einhaltung aller den Marktteilnehmern durch das 
ElWOG 2010, GWG 2011, das Bundesgesetz, mit dem die 
Ausübungsvoraussetzungen, die Aufgaben und die Befugnisse der 
Verrechnungsstellen für Transaktionen und Preisbildung für die 
Ausgleichsenergie geregelt werden, BGBl. I Nr. 121/2000, und den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen sowie durch unmittelbar 
anwendbares EU-Recht übertragenen Pflichten;

 (…) 
Besondere Überwachungs- und Aufsichtsfunktionen in Bezug auf 

Übertragungsnetz- bzw. Fernleitungsnetzbetreiber 
 

§ 25. (1) Der E-Control sind im Bereich der Entflechtung der 
Übertragungsnetz- bzw. Fernleitungsbetreiber überdies folgende Aufsichts- und 
Überwachungsaufgaben zugewiesen: 
 1. Wenn gemäß § 25 ElWOG 2010 ein unabhängiger Netzbetreiber benannt 

wurde: 
 a. Überwachung der Kommunikation und der vertraglichen Beziehungen 

zwischen dem unabhängigen Netzbetreiber und dem Eigentümer des 
Übertragungs- bzw. Fernleitungsnetzes, um sicherzustellen, dass der 
unabhängige Netzbetreiber seinen Verpflichtungen nachkommt; 

 b. Genehmigung der Verträge zwischen dem unabhängigen 
Netzbetreiber und dem Eigentümer des Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzes, wenn die Verträge nicht § 25 bis § 27 
ElWOG 2010 widersprechen.

§ 25. (1) Der E-Control sind im Bereich der Entflechtung der Übertragungs- 
bzw. Fernleitungsnetzbetreiber überdies folgende Aufsichts- und Überwachungs-
aufgaben zugewiesen: 
 1. Wenn gemäß § 25 ElWOG 2010 bzw. § 109 GWG 2011 ein 

unabhängiger Netzbetreiber benannt wurde: 
 a. Überwachung der Kommunikation und der vertraglichen Beziehungen 

zwischen dem unabhängigen Netzbetreiber und dem Eigentümer des 
Übertragungs- bzw. Fernleitungsnetzes, um sicherzustellen, dass der 
unabhängige Netzbetreiber seinen Verpflichtungen nachkommt; 

 b. Genehmigung der Verträge zwischen dem unabhängigen Netzbetreiber 
und dem Eigentümer des Übertragungs- bzw. Fernleitungsnetzes, 
wenn die Verträge nicht § 25 bis § 27 ElWOG 2010 bzw. § 109 bis § 
111 GWG 2011 widersprechen.

 2. Wenn gemäß § 28 ElWOG 2010 ein unabhängiger 
Übertragungsnetzbetreiber oder Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber gemäß § 33 ElWOG 2010 benannt wurde: 

 2. Wenn gemäß § 28 ElWOG 2010 bzw. § 112 GWG 2011 ein 
unabhängiger Übertragungsnetzbetreiber oder Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber gemäß § 33 ElWOG 2010 bzw. § 117 GWG 
2011 benannt wurde: 

 a. Überprüfung des Schriftverkehrs zwischen dem vertikal integrierten 
Elektrizitäts- bzw. Erdgasunternehmen und dem Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber, um sicherzustellen, dass dieser seinen 

 a. Überprüfung des Schriftverkehrs zwischen dem vertikal integrierten 
Elektrizitäts- bzw. Erdgasunternehmen und dem Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber, um sicherzustellen, dass dieser seinen 
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Verpflichtungen nachkommt;
 b. fortlaufende Kontrolle der geschäftlichen und finanziellen 

Beziehungen, einschließlich Darlehen, sowie Genehmigung der 
betreffenden Vereinbarungen zwischen dem vertikal integrierten 
Elektrizitäts- bzw. Erdgasunternehmen und dem Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber; 

 c. Übertragung der Aufgaben des unabhängigen 
Übertragungsnetzbetreibers bzw. unabhängigen 
Fernleitungsnetzbetreibers oder Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber gemäß § 33 ElWOG 2010 an einen 
benannten unabhängigen Netzbetreiber gemäß § 25 ElWOG 2010, 
sofern der unabhängige Übertragungsnetzbetreiber bzw. unabhängige 
Fernleitungsnetzbetreiber wiederholt gegen § 28 bis § 32 
ElWOG 2010 verstößt. 

Verpflichtungen nachkommt;
 b. fortlaufende Kontrolle der geschäftlichen und finanziellen 

Beziehungen, einschließlich Darlehen, sowie Genehmigung der 
betreffenden Vereinbarungen zwischen dem vertikal integrierten 
Elektrizitäts- bzw. Erdgasunternehmen und dem Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber; 

 c. Übertragung der Aufgaben des unabhängigen 
Übertragungsnetzbetreibers bzw. unabhängigen Fernleitungs-
netzbetreibers oder Übertragungs- bzw. Fernleitungsnetzbetreiber 
gemäß § 33 ElWOG 2010 bzw. § 117 GWG 2011 an einen benannten 
unabhängigen Netzbetreiber gemäß § 25 ElWOG 2010 bzw. § 109 
GWG 2011, sofern der unabhängige Übertragungsnetzbetreiber bzw. 
unabhängige Fernleitungsnetzbetreiber wiederholt gegen § 28 bis § 32 
ElWOG 2010 bzw. § 112 bis § 116 GWG 2011 verstößt.

(2) Das Kartellgericht hat, wenn dies zur Erlangung von Informationen aus 
geschäftlichen Unterlagen erforderlich ist, auf Antrag der E-Control bei Vorliegen 
des begründeten Verdachts einer Zuwiderhandlung gegen die 
Entflechtungsregelungen gemäß § 24 bis § 35 ElWOG 2010 eine 
Hausdurchsuchung anzuordnen. 

(2) Das Kartellgericht hat, wenn dies zur Erlangung von Informationen aus 
geschäftlichen Unterlagen erforderlich ist, auf Antrag der E-Control bei Vorliegen 
des begründeten Verdachts einer Zuwiderhandlung gegen die 
Entflechtungsregelungen gemäß § 24 bis § 33 ElWOG 2010 bzw. § 108 bis § 117 
GWG 2011 eine Hausdurchsuchung anzuordnen.

(…)  

Berichtspflichten  

§ 28. (1) … 
(2) …

 

(3) Die E-Control hat jährlich jeweils bis 31. Juli einen Bericht über das 
Ergebnis ihres Monitorings der Versorgungssicherheit gemäß § 20i und § 20j 
Energielenkungsgesetz 1982 zu erstellen und in geeigneter Weise zu 
veröffentlichen und der Europäischen Kommission zu übermitteln. Bei der 
Erstellung dieses Berichtes können die Ergebnisse des Netzentwicklungsplans 
und der langfristigen Planung (§ 12e GWG, § 37 ElWOG 2010) herangezogen 
werden. 

(3) Die E-Control hat jährlich jeweils bis 31. Juli einen Bericht über das 
Ergebnis ihres Monitorings der Versorgungssicherheit gemäß § 20i und § 20j 
Energielenkungsgesetz 1982 zu erstellen und in geeigneter Weise zu 
veröffentlichen und der Europäischen Kommission zu übermitteln. Bei der 
Erstellung dieses Berichtes können die Ergebnisse des Netzentwicklungsplans 
und der langfristigen Planung (§ 22 GWG 2011, § 37 ElWOG 2010) 
herangezogen werden.

(…)  

Kosten der Regulierung  

§ 32. (1) Die E-Control ist berechtigt, zur Finanzierung ihrer den 
Elektrizitätsmarkt betreffenden Aufgaben den Betreibern der 

§ 32. (1) Die E-Control ist berechtigt, zur Finanzierung ihrer den 
Elektrizitätsmarkt betreffenden Aufgaben den Betreibern der 
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Höchstspannungsnetze (Netzebene 1 gemäß § 63 Z 1 ElWOG 2010) sowie zur 
Erfüllung ihrer den Erdgasmarkt betreffenden Aufgaben den 
Marktgebietsmanagern ein die jeweiligen Kosten ihrer Tätigkeit (§ 30 Abs. 5) 
deckendes Finanzierungsentgelt in vier gleichen Teilbeträgen jeweils zu Beginn 
jedes Quartals des Geschäftsjahres in Rechnung zu stellen und individuell mit 
Bescheid vorzuschreiben. Diese Regelung gilt nicht für Kosten zur Wahrnehmung 
von Aufgaben im allgemeinen öffentlichen Interesse (§ 5 Abs. 4). 

Höchstspannungsnetze (Netzebene 1 gemäß § 63 Z 1 ElWOG 2010) sowie zur 
Erfüllung ihrer den Erdgasmarkt betreffenden Aufgaben den 
Marktgebietsmanagern bzw. für Marktgebiete ohne Fernleitungen den 
Verteilergebietsmanagern ein die jeweiligen Kosten ihrer Tätigkeit (§ 30 Abs. 5) 
deckendes Finanzierungsentgelt in vier gleichen Teilbeträgen jeweils zu Beginn 
jedes Quartals des Geschäftsjahres in Rechnung zu stellen und individuell mit 
Bescheid vorzuschreiben. Diese Regelung gilt nicht für Kosten zur Wahrnehmung 
von Aufgaben im allgemeinen öffentlichen Interesse (§ 5 Abs. 4).

(2) Die Gesamthöhe des Finanzierungsentgelts bemisst sich nach dem vom 
Aufsichtsrat genehmigten Budget. Überschüsse oder Fehlbeträge aus Vorjahren 
sind im Budget zu berücksichtigen. 

(2) Die Gesamthöhe des Finanzierungsentgelts bemisst sich nach dem vom 
Aufsichtsrat genehmigten Budget. Überschüsse oder Fehlbeträge aus Vorjahren 
sind im Budget zu berücksichtigen.

(3) Der Anteil eines Betreibers eines Höchstspannungsnetzes (Netzebene 1) 
bzw. eines Marktgebietsmanagers an der Gesamthöhe des Finanzierungsentgelts 
bemisst sich nach dem Verhältnis zwischen der bundesweiten Gesamtabgabe an 
Endverbraucher und der Abgabe an Endverbraucher seines Netzes und aller 
untergelagerten Netzebenen bzw. der von Marktgebietsmanagern verwalteten 
Netze und ist von der E-Control mit Bescheid vorzuschreiben. 

(3) Der Anteil eines Betreibers eines Höchstspannungsnetzes (Netzebene 1) 
an der Gesamthöhe des Finanzierungsentgelts bemisst sich nach dem Verhältnis 
zwischen der bundesweiten Gesamtabgabe an Endverbraucher und der Abgabe an 
Endverbraucher seines Netzes und aller untergelagerten Netzebenen bzw. der von 
Marktgebietsmanagern verwalteten Netze und ist von der E-Control mit Bescheid 
vorzuschreiben. Der Anteil eines Marktgebietsmanagers bzw. für Marktgebiete 
ohne Fernleitungen eines Verteilergebietsmanagers an der Gesamthöhe des 
Finanzierungsentgelts bemisst sich nach dem Verhältnis zwischen der 
bundesweiten Gesamtabgabe an Endverbraucher und der Abgabe an 
Endverbraucher seines Marktgebietes und ist von der E-Control mit Bescheid 
vorzuschreiben. 

(4) Eine Verringerung der Teilbeträge kann vorgenommen werden, wenn 
geringere Aufwendungen als im Budget zu erwarten sind. Eine Erhöhung der 
Teilbeträge kann nur nach Genehmigung eines neuen Budgets durch den 
Aufsichtsrat erfolgen. 

(4) Eine Verringerung der Teilbeträge kann vorgenommen werden, wenn 
geringere Aufwendungen als im Budget zu erwarten sind. Eine Erhöhung der 
Teilbeträge kann nur nach Genehmigung eines neuen Budgets durch den 
Aufsichtsrat erfolgen.

(5) Die Betreiber der Höchstspannungsnetze sind berechtigt, das von der E-
Control in Rechnung gestellte Finanzierungsentgelt als Kosten der 
Höchstspannungsebene im Verhältnis der Gesamtabgabe an die Endverbraucher 
in allen jeweils unterlagerten Netzebenen nach der elektrischen Arbeit (kWh) den 
Betreibern der unterlagerten Netze weiterzuverrechnen. Die Marktgebietsmanager 
sind berechtigt, das von der E-Control in Rechnung gestellte Finanzierungsentgelt 
den Fernleitungsnetzbetreibern entsprechend der Verordnung gemäß GWG 
weiterzuverrechnen. Die Betreiber der Höchstspannungsnetze sowie die 
Marktgebietsmanager können die Kosten, die aus der Verrechnung, aus einem 
verspäteten oder aus einem verringerten Ersatz des Finanzierungsentgelts 

(5) Die Betreiber der Höchstspannungsnetze sind berechtigt, das von der E-
Control in Rechnung gestellte Finanzierungsentgelt als Kosten der 
Höchstspannungsebene im Verhältnis der Gesamtabgabe an die Endverbraucher 
in allen jeweils unterlagerten Netzebenen nach der elektrischen Arbeit (kWh) den 
Betreibern der unterlagerten Netze weiterzuverrechnen. Die Marktgebietsmanager 
sind berechtigt, das von der E-Control in Rechnung gestellte Finanzierungsentgelt 
den Fernleitungsnetzbetreibern im Ausmaß der transportierten Menge (kWh) 
weiterzuverrechnen. Die Verteilergebietsmanager sind berechtigt, das von der E-
Control in Rechnung gestellte Finanzierungsentgelt den Verteilernetzbetreibern 
entsprechend der Verordnung gemäß § 24 GWG 2011 weiterzuverrechnen. Die 
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entstehen, bei der Kostenermittlung ihren Netzkosten zurechnen. Betreiber der Höchstspannungsnetze sowie die Marktgebietsmanager bzw. 
Verteilergebietsmanager können die Kosten, die aus der Verrechnung, aus einem 
verspäteten oder aus einem verringerten Ersatz des Finanzierungsentgelts 
entstehen, bei der Kostenermittlung ihren (Netz-)Kosten zurechnen.

(…)  

Verfahren  
§ 36. (1) Die E-Control hat bei der Durchführung von Verfahren das 

Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 und das Verwaltungs-
strafgesetz 1991, BGBl. Nr. 52/1991, anzuwenden, soweit nicht ausdrücklich 
anderes bestimmt ist.

§ 36. (1) Die E-Control hat bei der Durchführung von Verfahren das 
Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 anzuwenden, soweit nicht 
ausdrücklich anderes bestimmt ist. 

(…) 
Übergangsbestimmungen  

§ 44. Die Zuständigkeit zur Weiterführung der mit Ablauf des 2. März 2011 
bei der Energie-Control GmbH und der Energie-Control Kommission anhängigen 
Verfahren geht auf die Energie-Control Austria für die Regulierung der 
Elektrizitäts- und Erdgaswirtschaft über.

§ 44. (1) Die Zuständigkeit zur Weiterführung der mit Ablauf des 2. März 
2011 bei der Energie-Control GmbH und der Energie-Control Kommission 
anhängigen Verfahren geht auf die Energie-Control Austria für die Regulierung 
der Elektrizitäts- und Erdgaswirtschaft über.

 (2) Bis zum Inkrafttreten von Systemnutzungsentgelten gemäß § 72 GWG 
2011 ist hinsichtlich der Finanzierung der den Erdgasmarkt betreffenden Tätigkeit 
der E-Control § 5 E-RBG, BGBl. I Nr. 121/2000 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2006 anzuwenden. Das Finanzierungsentgelt für 
das Geschäftsjahr 2011 kann von der E-Control ab dem 3. März 2011 in 
Rechnung gestellt werden.

(…)  
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